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J. Gemeindeſachen .
Wartegeld der Bürgermeiſter . Das Wort

„ Ruhegehalt “ in den beiden letzten Abſätzen des

§ 26 Gemeindeordnung iſt nicht etwa in einem

weiteren Sinne zu verſtehen , ſo daß es auch das

Wartgeld umfaßt ; es betrifft nur den in Abſ . 1

Ziffer 2 genannten Ruhegehalt . Dies geht ſchon
daraus hervor , daß in den Abſätzen , in denen

von beiderlei Bezügen die Rede iſt , immer beide

genannt ſind . Hiernach finden die beiden letzten

Abſätze auf das Wartgeld keine Anwendung .

Hieraus ergibt ſich , daß die in §S 26 Abſ . 1

G. ⸗O. genannten Bürgermeiſter im Falle der

Dienſtunfähigkeit oder Nichtwiederwahl auf das

Wartgeld Anſpruch haben , ſobald ſie überhaupt
9 Dienſtjahre haben , gleich wie viele hievon vor

und wie viele nach Einführung des Geſetzes ver —

bracht ſind , ferner daß das Wartgeld in Höhe

des vollen Gehaltes , nicht beſchränkt auf 5000

Mark zu gewähren iſt .

Sind fakſimilierte Unterſchriften rechts⸗

gültig ? Die Frage , bb die Anwendung eines

Fakſimiles , d . i. eines den Namenszug des Be⸗

amten enthaltenden Stempels die handſchriftliche
Vollziehung amtlicher Schriftſtücke erſetzen kann ,

iſt eine beſtrittene .

Nach dem Ausführungsgeſetz zur Grundbuch —

ordnung vom 19 . Juni 1899 bedürfen Anträge
und Erklärungen öffentlicher Behörden in deren

amtlichen Angelegenheiten dem Grundbuchamt

gegenüber keiner Beglaubigung „ wenn ſie ord⸗

nungsmäßig unterſchrieben und unterſiegelt ſind “ ,

weil in dieſem Falle die Präſumtion für die Aecht⸗

heit des Siegels und der Unterſchrift ſpricht .

Zur Unterſchriftsleiſtung gehört eine eige ie

Tätigkeit deſſen , der die ſchriftliche Erklärung ab —

gibt . Dabei iſt es ebenſowenig nötig , daß er die

Schriftzüge einzeln ausmalt , wie es auch nicht

auf das Material ankommt , mit welchem ge —

ſchrieben wird , ſondern es muß nur erhellen , daß

durch die Tätigkeit die betreffende Urkunde hat

vollzogen ſein ſollen . Da bei der Verwendung

eines Fakſimiles ſich mit Gewißheit nicht erſehen

läßt , ob der zuſtändige Beamte ſelbſt ſeinen

Namen beigefügt hat oder ob dies mißbräuchlich
von fremder Hand geſchehen iſt , ( letzterer Fall iſt

ſchon vorgekommen , obgleich der Beamte den Fak⸗

ſimileſtempel regelmäßig unter Verſchluß gehalten

hat ) und da das Beiſetzen einer fakſimilierten Un⸗

terſchrift der Urkunde äußerlich das Ausſehen
einer durch handſchriftliche Unterzeichnung voll⸗

zogenen Urkunde geben kann , ſo erſetzt die An⸗

wendung eines Fakſimiles die handſchriftliche Un —

terſchrift in vollgültiger Weiſe nur dann , wenn

ſie mit Wiſſen und Willen des den Namen tra —

genden Beamten geſchehen iſt , der dieſer ſo herge —

ſtellten Urkunde äußerlich das Ausſehen eines don

ihm unterſchriebenen Schriftſtückes geben wollte .

Wenn gleichlautende Urkunden ( 3. B. Oß⸗

ligationen und Zinskbupons ) in größerer Zahl

ausgegeben werden ſo darf der zur Unterſchrift
Verpflichtete ſich durch den Gebrauch des Namens⸗

ſtempels die Sache erleichtern , da für ſolche Fälle

die Rechtsſitte fakſimilierte Unterſchriften zuläßt
und m. W. dieſes Verfahren auch die Gerichte

unbeanſtandet paſſieren laſſen . Ph . Häfner .
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Sind die Stadtgemeinden berechtigt , für

die Benutzung von Bürgerſteigen ete . Gebühren

zu erheben ? In der „ Arbeitgeber - Zeitg . “
iſt zu leſen :

„ Vor nicht allzulanger Zeit hat die ſtädtiſche

Polizeibehörde Kiel einen Gebührentarif über

die Benutzung von Bürgerſteigen ꝛc. zur Auf —

ſtellung von Baugerüſten und Lagerung von Ma —

terialien erlaſſen und nach Inkrafttreten nun⸗

mehr von allen Baugewerbetreibenden die in Ge

mäßheit des Tarifes zu entrichtenden Gebührer

eingefordert . Es entzieht ſich unſerer Kenntnis ,

ob dieſen Anforderungen Folge geleiſtet und die

Zahlung der geforderten Gebühr erfolgt iſt . Nach

einer unlängſt getroffenen Entſcheidung des Ober —

verwaltungsgerichts erſcheint es indeſſen recht

zweifelhaft , obvb die Stadtgemeinden zur Erhebung

einer derartigen Gebühr berechtigt ſind .

In Halbe rſtadt hatte der Magiſtrat eine

gleiche Gebührenordnung erlaſſen und von der Kgl .

Regierung etwa 20000 M. Gebühren für die Be⸗

nutzung von Bürgerſteigen zum Aufſtellen von

Baugerüſten für den Neubau einer Kirche gefor

dert . Nach fruchtloſem Einſpruch erhob die König⸗

liche Regierung Klage im Verwaltungsſtreitver —

fahren bei dem zuſtändigen Bezirksausſchuß ; die⸗

ſer erkannte dem Klageantrage gemäß und er —

klärte :

Die Gemeinde ſei überhaupt nicht berechtigt ,

für die Benutzung der Bürgerſteige zum Auf —

ſtellen von Baugerüſten und zum Lagern von

Materialien Gebühren zu fordern .
Wie nicht anders zu erwarten , focht der Magi —0 ö

ſtrat von Halberſtadt dieſe Entſcheidung durch Re —

viſion beim Oberverwaltungsgericht an mit der

Behauptung , für die Benutzung von Bürgerſteigen
zu den in Frage ſtehenden Zwecken zur Erhebung

von Gebühren berechtigt zu ſein .

Das Oberverwaltungsgericht wies jedoch die Re —

viſion als unberechtigt zurück mit der nachſtehe i⸗

den Erklärung :

Straßen , Plätze und Bürgerſteige ſind für den

öffentlichen Verkehr beſtimmt ; wenn die Stadt —

gemeinde die Lagerung von Materialien oder

die Aufſtellung von Gerüſten auf Straßen ,

Plätzen oder Bürgerſteigen gegen Gebühren ge —

ſtatte , ſo handle ſie nicht im öffentlichen , ſon —

dern im Privatintereſſe und könne eine öffent —

lich - rechtliche Gebühr nicht fordern .

Sonach ſind Stadtgemeinden , auch nach An⸗

ſicht des Oberverwaltungsgerichts , nicht beſugt , für

die Benutzung von Straßen , Plätzen und Bürger —

ſteigen zum Aufſtellen von Gerüſten und zur Lage⸗

rung von Baumaterial Gebühren zu erheben . “

Aufechtung einer Gemeinderatswahl . In⸗
einer verwaltungsgerichtlichen Klage , bei der es

ſich um die Anfechtung einer Gemeinderats⸗

wahl wegen Freibierſpenden handelte ,

entſchied der Verwaltungsgerichtshof dahin : Wenn

bei Gelegenheiten , die in eine mehr oder weniger
vor der Wahl liegende Zeit fallen , Freibierſpen⸗
den ſeitens verſchiedener Perſonen in Vereins⸗

kreiſen ( Militärverein , Geſangverein ) vorkamen ,

erſcheint es nicht angängig , jede Spende dieſer

Art in Beziehung zu der Gemeinderatswahl zu
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ſetzen , ohne ſichere Anhaltspunkte dafür , daß vorn —

herein die Abſicht einer ungeſetzl . Beeinträchtigung

der Wahlfreiheit vorgelegen habe , um daraus zu

Ungunſten d. Wahltätigkeit Schlüſſe zu ziehen . Auch

die allgemein gehaltenen Angaben , daß „ in vielen

Fällen an nicht zu ermittelnde Wähler Getränke

aller Art verabreicht worden ſeien, “ reichen zum

Nachweis rechtswidriger Einwirkungen auf die

Wahl mit beſtimmten Erfolgen für das Wahl —

ergebnis nicht auf .

Aus dem Schulgeſetz . In der Bevölkerung

herrſcht noch vielfach eine Unklarheit darüber , ob

man verpflichtet , iſt , ausländiſche Kinder

auch bei uns in die Schule zu ſchicken , obgleich
dieſe in ihrem Lande vielleicht , während des Som⸗

mers frei hätten . Das Schulgeſetz von

1868 lautete hierüber : „ Die vorſtehenden Beſtim —

mungen können durch Staatsverträge auch auf

Ausländer für anwendbar erklärt werden . “ So

kam es , daß Kinder im Alter der Schulpflicht vom

Ausland nach Baden meiſtens als Dienſtboten —

Hütekinder — kamen und nicht in gleicher Weiſe

wie landesangehörige Kinder zum Schulbeſuch an —

gehalten werden konnten . Dieſem Mißſtand machte

das Geſetz vom 13 . Mai 1892 dadurch ein Ende ,

daß es im letzten Abſatz des Parag . 1 beſtimmt ,

daß die Eltern oder deren Stellvertreten

für den Elementarunterricht der ihrer Obhut an⸗

vertrauten Kinder zu ſorgen haben . Der Abſatz
4 beſtimmt dann noch , daß Kinder , die ein Zeug —

nis ihrer Heimatsgemeinde erbringen , wornach ſie

der Schulpflicht Genüge getan , bei uns von ferue⸗

rem Schulbeſuch zu entbinden ſind , auch we ein
bei uns die Schulpflicht noch länger dauert . Die

Vereinbarung mit Württemberg enthält die

beſondere Beſtimmung , daß den aus Württemberg

kommenden Verdingkindern , ſelbſt wenn ſie mit

Dispensſcheinen verſehen ſind , in Baden keine

ausnahmsweiſe Befreiung von der Schulpflicht zu

gewähren ſei . Die Dienſtherrſchaft iſt alſo ver⸗

pflichtet , für den Unterricht der ihnen anvertrau⸗

ten Dienſtboten , wenn ſie auch Ausländer ſind ,

zu ſorgen .

Erbſchaftsſteuer der Gemeinden und Stif⸗

tungen . Die Erbſchaftsſteuer beträgt im Allge⸗

meinen , bei Erbſchaften bis zu 20000 M. zehn

vom hundert . Bei größeren Erbſchaften erhöhr

ſich dieſer Satz je nach der Größe der Erb⸗

ſchaft und ſteigt — bei Erbſchaften von mehr als

100 000 M. — auf 25 vom hundert . § 10 Gef .

Erwerbungen von nicht mehr als 500 M.

bleiben von der Erbſchaftsſteuer frei . S 11 Geſ .

Stiftungen , die ausſchließlich kirchlich ' ,

mildtätige oder gemeinnützige Zwecke verfolgen zah⸗

len fünf vom hundert .

Für Gemeinden kommt folgende Aus⸗

nahmebeſtimmung in Betracht . Für Zuwendungen ,
die ausſchließlich kirchlichen , mildtätigen oder ge⸗

meinnützigen Zwecken gewidmet ſind , ſofern
die Verwendung zu den beſtimmten Zwecken ge⸗

ſichert und die Zuwendung nicht auf einzene

Familien oder beſtimmte Perſonen beſchränkt iſt ,

beträgt die Erbſchaftsſteuer fünf vom hundert .

Vermögensvorteile von nicht mehr als 5000

Mark ſind in den beiden letztgenannten Fällen

( Stiftungen und gemeinnützige Zwecke ) von der

Erbſchaftsſteuer befreit § 12 Erbſchaftsſteuergeſetz .
R⸗Gbl . 1906 , S . 654 .

*



Sparkaſſenüberſchüſſe , die Koſten

der Landwirtſchafts - und der Handwerkskamnier

gehören nicht zu den gemeinnützigen Ausgaben

im Sinne des § 15 Abſatz 2a Sparkaſſengeſetzes .

Miniſterium des Innern vom 10. Februae

1910 , Nr . 6435 .

Tabakverwiegungskoſten der Gemeinden .

Als Amtsſtellen , welchen der Tabak zur Ver⸗

wiegung vorzuführen iſt , gelten zunächſt die Be —

zirksſteuerſtellen ( Finanzämter und Hauptſteuer⸗
ämter ) .

Außerdem werden an Orten , für welche ein

Bedürfnis hiefür anzuerkennen iſt , beſondere ( ſtän⸗
dige ) Verwiegungsſtellen errichtet .

Außerhalb des Sitzes einer Bezirksſteuerſtelle

kann eine ſtändige Verwiegungsſtelle nur dann

errichtet werden , wenn

a) die Gemeindeverwaltung des Ortes einen

geeigneten Verwiegungsraum , eine geaichte und

gebrauchsſähige Wage und einen verpflichteten

Wagmeiſter ohne Inanſpruchnahme eines Ent⸗

geldes von der Steuerverwaltung zu Verfügung

ſtellt ,

b) der Steuererheber des Ortes dazu im

Stande iſt .

Der Verwiegungsraum ſoll ſo beſchaffen ſein ,
daß es möglich iſt , den Tabak unter Dach zu

verwiegen ; auch ſollen die Steuerbeamten zur

Erledigung ihrer ſchriftlichen Arbeiten einen an⸗

gemeſſenen Raum haben , von dem aus ſie die Wage

bequem überſchauen können .

Die Vereigenſchaftung des Wagmeiſters iſt vor

der Verpflichtung durch die Bezirksſteuerbehörde

zu prüfen . Die Koſten der Verpflichtung trägt die

Gemeinde . Wo die Verhältniſſe nicht für Errich —

tung einer ſtändigen Verwiegungsſtelle ſprechen ,
namentlich , wo der Steuererheber nicht zur Ge —

ſchäftsbeſorgung geeignet und der Tabakban von

geringem Umfang iſt , kann eine unſtändige Ver⸗
wiegungsſtelle vorgeſehen werden . Dazu iſt nötig ,

daß die Gemeinde die unter a erwähnten Ver⸗

pflichtungen übernimmt und ſich außerdem be —

reit erklärt , die Koſten der Abſendung auswär —

tiger Beamten zu tragen .

Bei unſtändigen Verwiegungsſtellen kann die

Bezirksſteuerſtelle ſich damit begnügen , daß ſtatt

des von den ſtändigen Verwiegungsſtellen zu ver⸗

langenden Verwiegungsraumes ein gegen Witte⸗

rungseinflüſſe hinreichend geſchützter Platz zur Ver⸗

fügung geſtellt wird . Verordnung Gr . Zolldirektion
vom 29 . September 1882 , V. O. ⸗Bl . S . 89 und

vom 21 Juni 1904 , S . 43 .

Die Gemeinde kann ſich für ihre aus dieſen

Beſtimmungen erwachſenden Koſten im Wege einer

Gebühr nach §S 57 G . O . Deckung verſchaffen . Wie⸗
2

land , Gemeinderecht 2. Auflage , S . 237 .

neber Staatsbeiträge zum Volksſchulanfwand

der Gemeinden .

A. Den Fortbildungsſchulunterricht betr ,

Ein Teil des Schulaufwandes , welchen die

Gemeinden unter der Vorausſetzung der 8Ss 93 bis

98 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 auf die

Staatskaſſe überwälzen können , iſt die Vergütung
für Erteilen des Fortbildungsunterrichts .
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Gemäß 8 95 Ziff . 6 Sch . ⸗G. kann für die

Uebernahme auf die Staatskaſſe aber nur der der

Gemeinde geſetzlich obliegende Betrag in

Frage kommen .

Durch Geſetz vom 18. Februar 1874 iſt für

die ſchulentlaſſenen Knaben ein zweijähriger , für
die Mädchen ein einjähriger Beſuch der allge⸗

meinen Fortbildungsſchulbe vorgeſchrie⸗

ben . Die Veranſtaltung dieſes Fortbildungsunter⸗

richts iſt nach § 3 letzterwähnten Geſetzes Pflicht
der Gemeinde .

Bezüglich des zeitlichen Umfangs des Unter⸗

richts beſtimmt der §S 8, daß derſelbe wenigſtens

zwei Stunden wöchentlich bezw . , wenn er auf das

Winterhalbjahr beſchränkt wird , mindeſtens drei

Stunden wöchentlich umfaſſen muß .

Die Einteilung der Fortbildungsſchule ' n

Klaſſen iſt durch §S 6 der Miniſterialverordnung

vom 24 . März 1874 und § 1 des Unterrichts⸗

planes der Fortbildungsſchulen vom 19 . November

1906 ( § 30 des früheren Unterrichtsplanes ) ge —

regelt , wonach eine Klaſſe dauernd nicht mehn

als 40 Schüler zählen darf ; in der Regel wird in

den Gemeinden , in welchen nur ein Lehrer an⸗

geſtellt iſt , oder in welchen Knaben und Mädchen

auch durch alle Klaſſen der Volksſchule gemeinſam
unterrichtet werden , der Fortbildungsunterriche
beiden Geſchlechtern gemeinſam erteilt .

Aus dieſen Beſtimmungen erhellt , daß als

„ Vergütung für die Erteilung des Fortbildungs⸗

unterrichts in dem der Gemeinde geſetzlich ob⸗

liegenden Betrag “ — 8 95 Ziffer 6 Sch . ⸗G. —

anzuſehen iſt :

Die durch §8 65 dieſes Geſetzes auf 60 M.

für eine Wochenſtunde feſtgeſetzte Vergütung für

einen wöchentlich zweiſtündigen Unterricht bezw .

( wenn derſelbe nur im Winter erteilt wird ) für

einen wöckentlich dreiſtündigen Unterricht von ſo⸗
viel Klaſſen als die Gemeinde im Hinblick auf

die Zahl der fortbildungsſchulpflichtigen Kinder

einzurichten verpflichtet iſt .

Dabei kommt aber noch die in § 55 Abſ . 2

Sch . ⸗G. gegebene Beſchränkung in Betracht : Hat

nämlich ein Lehrer nach dem genehmigten Un⸗

terrichts - und Stundenplan weniger als 28 Un⸗

terrichtsſtunden zu erteilen , ſo kann er angehal⸗
ten werden , bis zu dieſem Stundenſatz den Fort⸗

bildungsunterricht ohne beſondere Vergütung zu

erteilen . Dieſe letztere Beſtimmung , welche erſt —

mals im neuen Schulgeſetz vorkommt , wird vom

1. November 1910 ab angewendet ( Beginn des

Winterhalbjahres ) .

In dieſem Sinne iſt auch 8 11. Abſ . 2 bes

Geſetzes vom 18 . Februar 1874 aufzufaſſen

Freiwillige Mehrleiſtungen der Gemeinde ſo

wohl hinſichtlich der Höhe des Vergütungsgeſetze
als auch der Zahl der Klaſſen und Unterrichts —

ſtunden bleiben für die Ueberwälzung des Auf⸗

wandes auf die Staatskaſſe außer Betracht .

N
8D

Wird der Fortbildungsunterricht der Mäd⸗

chen in Geſtalt einer Unterweiſung in Haushal⸗
tungskunde nach Maßgabe der Miniſterialverord —

nung vom 26 . November 1891 gegeben , ſo kann

auch der Aufwand für dieſe Unterrichtsecteilung
neben jenem für den allgemeinen Fortbildungs⸗

unterricht der Knaben auf die Staatskaſſe über —

wälzt werden und zwar ebenfalls in dem geſetz —

lichen Mindeſtbetrag , welchen die Gemeinde in

————
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Anſehung der Zahl der Teilnehmerinnen und der
dadurch bedingten Zahl der Klaſſen zu leiſten hat .

Hinſichtlich der Klaſſeneinteilung und der Zahl
der Unterrichtsſtunden gelten hier aber nicht die

für den allgemeinen Fortbildungsunterricht er
laſſenen Beſtimmungen , ſondern die S§8 5 und 8

des neuen Unterrichtsplanes der Fortbildungs
ſchulen , wonach die Höchſtzahl der in einer Klaſſe

zu vereinigenden Schülerinnen 24 und die Min

deſtzahl der zu erteilenden Wochenſtunden 4 be

trägt . Als Vergütung für Erteilen des Unterrichts
in Haushaltungskunde iſt in § 66 Abſ . 1 Sch . - G.

füür jede Wochenſtunde ein Mindeſtbetrag von jähr
lich 30 M. , wenn der Unterricht während des

ganzen Jahres erteilt wird und von jährlich 20

Mark , wenn er während der Sommermonate aus —

geſetzt wird , feſtgeſetzt .

Wird für mehrere Gemeinden eine gemein
ſchaftliche Haushaltungsſchule unterhalten , ſo ſind
die auf die einzelnen Gemeinden entfallenden An
teile am geſetzlichen Geſamtbetrag der Vergütung
in ſinngemäßer Anwendung des §8 108 Sch . - G.

vgl . auch §S 110 nach Verhältnis der Be

völkerung ( für den Zeitabſchnitt 1910/19 nach der

Seelenzahl von 1905 ) zu berechnen .

Mit Erlaß an die Aemter vom 22 . April

1911 , Nr . 18640 , hat der Oberſchulrat hinſicht
lich des Aufwands für die Haushaltungslehrer
innen ſich dahin ausgeſprochen :

„ Die Aufrechnung des Aufwands für die

„ Haushaltungslehrerin ( § 66 Abſ . 1 Sch . - G. ) auf

„ den Staatsbeitrag iſt nur inſoweit zuläſſig ,

„ als die Einführung des Haushaltungsunter —

„ richts , ſei es obligatoriſch oder fakultativ ,

„ auf dem in den Ss8 1 und 6 der Miniſterial

„ verordnung vom 26 . November 1891 bezeich

„ neten Weg , ſonach durch Gemeindebeſchluß mit

„ diesſeitiger Genehmigung , erfolgt iſt .

„ Sofern eine ſolche Regelung ſofyrt nachträg —

„lich geſchieht , ſind wir bereit , die bezüglichen

„ Aufwendungen vom 1. Januar 1910 an bei

„Feſtſetzung der Staatsbeiträge zu berückſich —

„kigett . “

Es empfiehlt ſich daher , bei Vorprüfung der

Staatsbeitragsberechnungen jeweils nachzuſehen ,
ob den obenerwähnten Erforderniſſen Genüge ge —
leiſtet iſt , ſofern ein Aufwand für Haushaltungs —
unterricht in Frage kommt . Durch eine kurze

eutſprechende Beurkundung , in welcher Datum

des betr . Gemeindebeſchluſſes und der oberſchul —
rätlichen Genehmigung anzugeben wäre , könnten

etwaige Rückfragen vermieden werden . Die Be —

urkundung kann in die nach S 5 der Vollz . - Anw .
vom 21 . Dezember 1910 zu machenden „ Beſon —
deren Angaben “ unter Ziffer 3 aufgenommen wer —

den . Nötigenfalls wäre die Nachholung der Ge —

meindebeſchlüſſe noch herbeizuführen .

Wenn im Laufe einer 10jährigen Periode
S 101 Sch . ⸗G. ) in der Erteilung des Fortbil —

dungsunterrichts Aenderungen eintreten , ſei es ,

daß durch Vermehrung oder Verminderung der

Schülerzahl die Zahl der einzurichtenden Klaſſen
ſich erhöht bezw . ermäßigt , oder daß anſtelle des

O

allgemeinen Fortbildungsunterrichts für die Mäd —
chen Unterweiſung in der Haushaltungskunde ein —

geführt wird , ſo kann in ſinngemäßer Anwendung
ber Beſtimmungen in § 104 Sch . ⸗G. mit Wirkung
von dem betr . Zeitpunkte an der Staatsbeitrag
neu feſtgeſetzt werden .

Einige

Beiſpiele

mögen obige Ausführungen érläutern :

a) In der Gemeinde àerteilte der hetrefſende
Lehrer während des ganzen Jahres außer dem

Fortbildungsunterricht noch 27 Unterrichtsſtunden
an der Volksſchule . Es beſteht eine allgemeine
Fortbildungsſchule , welche von zuſammen 35 Kna
ben und Mädchen beſucht wird . Auf 1. November
1911 errichtet die Gemeinde ( Gemeindebeſchluß n.

Genehmigung Gr . Oberſchulrats ) für ihre fort —

bildungsſchulpflichtigen Mädchen , 15 an der Zahl ,
eine Haushaltungsſchule mit einer auf das Winter —

halbjahr beſchränkten Unterrichtszeit

Für den Fortbildungsunterricht hat die Ge

meinde vorliegendenfalls in der Staatsbeitragsbe
rechnung anzurechnen :

1) mit Wirkung vom 1. Januar 1910 an bis
30 . Oktober : für einen wöchentl . 2⸗ſtündigen all⸗

gemeinen Unterricht während des ganzen Jahres
jährlich 2 mal 60 gleich 120 M. ; :

2) mit Wirkung vom 1. November 1910 an ,
da nach § 55 Abſ . 2 Sch . ⸗G. bei 27 ſonſtigen Unter

richtsſtunden nur noch 1 Fortbildungsunterrichts
ſtunde vergütet wird , nur noch jährlich 1 mal
60 gleich 60 M. ;

3; mit Wirkung vom 1. 1911 an

dagegen
a) für den allgemeinen Fortbildungs

unterricht wie bei 2. jährlich

b) für den Haushaltungsunterricht

November

60 M. ;

jährlich 4ů mal 20 gleich 80 M.

zuſammen 140 M.

Wegen Ueberwälzung auf die Staatskaſſe
wäre wie folgt zu verfahren :

bei 1 : Aufnahme in Muſter & bezw . C

unter Abſchnitt 4 & Ziffer 4 a der Staatsbei⸗

tragsberechnung ;

bei 2 : ebenſo unter Abſchnitt 4 B des Muſter
A bezw C ( Aenderungen ] ;

bei 3 : beſonderer kurzer Antrag an Gr . Ober⸗

ſchulrat durch Vermittelung des Gr . Bezirks —
amts .

b) Die Gemeinde B hat in der allgemeinen
Fortbildungsſchule 75 Kinder ( 45 Knaben , 30

Mädchen ) . Die Lehrer erteilen mehr als 28 Stun —

den ſonſtigen Unterricht .

Auf 1. Mai 1910 wurde eine Haushaltungs —⸗
ſchule eingerichtet mit einem auf das ganze Jahr

ausgedehnten Unterricht . 75
Auf den Staatsbeitrag ſind daher anrechen —

bar :

J) mit Wirkung vom 1. Januar 1910 an für

allgemeinen Fortbildungsunterricht in 2 Klaſſen
jährlich 2 anal 2 mal 60 gleich 240 M. ;

2) mit Wirkung vom 1. Mai 1910

gegen :

an da⸗

2
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a) für den allgemeinen Fortbildungsunterricht
der Knaben , bei einer Schülerzahl von 45 den

Betrag für 2 Kl . mit 2 mal 120 gleich 240 M. ;

b) für den Haushaltungsunterricht
mit 30 Teilnehmerinnen den Betrag für

2 Klaſſen mit je 4 mal 30 , alſo 2 mal

120 gleich 240 M.

480 M.

Aufnahme in die Staatsbeitragsberechnung erfolgt

wie oben geſchildert unter 4 A 4 a und 4 B des

Muſter A bezw. C.

) In der Gemeinde C wird auf 1. Novemben

1910 anſtelle des bisherigen allgemeinen Fortbil⸗
dungsunterrichts mit 44 Pflichtigen ( 26 Knaben ,

18 Mädchen ) Haushaltungsunterricht für die Mäd⸗

chen mit Winterbetrieb , für die Knaben dagegen

gewerblicher Fortbildungsunterricht eingerichtet .

Dic Lehrer erteilen mehr als 28 Stunden

ſonſtigen Unterricht .

Auf den Staatsbeitrag iſt anrechenbar :

1) vom 1. Januar 1910 an : für allgemeinen
Fortbildungsunterricht ( 2 Klaſſen ) 2 mal 120 gleich
240 Mark ;

2) vom 1. November 1910 an :

a ) für die Knaben nichts mehr ;

b) für die Mädchen ( 1 Klaſſe , Winter ) 4

mal 20 gleich 80 Mark .

Behandlung in der Staatsbeitragsberchnung

wie oben .

by) In der Gemeinde D iſt Haushaltungs —⸗
unterricht während des ganzen Jahres einge —

führt , welcher auch von den fortbildungsſchulpflich⸗

tigen Mädchen der Gemeinden E und Fbeſucht
wird . Die Geſamtzahl der Teilnehmerinnen be —

trägt 80 , die geſetzlich zu leiſtende Mindeſtvergü —

tung im ganzen für 4 Klaſſen mit je ( 4 mal 30 )

gleich 120 M. alſo 480 M.

Der für die Uebernahme auf die Staatskaſſe

inbetracht kommende Anteil der Gemeende D mit

950 Einwohnern berechnet ſich auf 950 mal 480

Mark , geteilt durch die Geſamteinwohnerzahl der

Gemeinden D, E und F. Der Aufwand für

den allgemeinen Fortbildungsunterricht der Kna⸗

ben iſt daneben von der Gemeinde D beſonders

anzurechnen .

B. Vorlage der Geſuche um Staatsbeitrag .

1. Die Friſt zur Einreichung von Geſuchen
um Staatsbeitrag für Gemeinden , die bis⸗

her noch keinen Staatsbeitrag bezogen

haben , geht mit demft 20 . Juli ds . IJS. zu

Ende . Vergl . die Beſtimmungen in Ziffer III 4

der Uebergangsbeſtimmungen zum Schulgeſetz vom

7. Juli 1910 und § 18 Abſ . 1 der Miniſterialver —

ordnung vom 8. Auguſt 1910 , den Aufwand für die

Volksſchulen betr .

Eine nachſichtsweiſe Erſtreckung der Friſt iſt

im Geſetz nicht vorgeſehen : auf ſpäter eingehende
Anträge würde ſomit die Vorſchrift in 8 102 Zif⸗

fer 2 des Schulgeſetzes Anwendung zu finden

haben .

2. Alle Geſuche ( Muſter A, B u. C nebſt Anl . ſind in

doppelter Fertigung dem Oberſchulrat
vorzulegen . Die eine Fertigung bleibt bei den

zuſammen jährlich
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Akten letztgenannter Behörde , während die andere

als Anlage zum Erkenntnis über Feſtſetzung des

Staatsbeitrags wieder an das Bezirksamt zu —

rückgeht .

Staatsbeitragsgeſuche für Gemeinden , welche

bisher ſchon einen Staatsbeitrag bezogen haben .

Beſondere Beachtung empfiehlt ſich für § 6 Ziff . 2

der Vollzugs - Anweiſung des Oberſchulrats vom 21 .

Dezember 1910 . Hiernach iſt den betr . Anträgen je

eine nach Muſter II der Gemeindevoranſchlags —
Anweiſung angeſtellte Ueberſicht über die dem

Umlageausſchlag für die Jahre 1907 und 1908

zu Grunde gelegten Steuerkapitalien ( Steuerwerte )
beizulegen . Dabei iſt , ſoweit tunlich , an⸗

zugeben , ob und inwieweit die Verän⸗

derung in den Steuerkapitalieen
( Steuerwerten ) derbeiden Jahreihren
Grund lediglich in der Art der Neu⸗

einſchätzung oder in dem Ab - und Zu⸗

gang von Steuerobjekten bezw . von

Unclagepflichtigen hat .

Zur Vermeidung von Rückfragen ſollte dieſe

Beurkundung , wenn irgend möglich beigefügt wer —

den , da ſie zur richtigen Beurteilung der Ge⸗

meindeverhältniſſe eine weſentliche Handhabe

bictet .

II . Sparkaſſenweſen .
Die Hinterlegung von Sparbüchern bei den

mit Gemeindebürgſchaft verſehenen Sparkaſſen .

Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 27 .

Februar 1911 , Nr . 5776 , an den Landeskommiſ —

ſär in Freiburg :

Die Verwahrung der den Einlegern ausgeſtell —
ten Sparbücher durch die Sparkaſſen iſt durch
die Vorſchriften der Sparkaſſenrechnungsanweiſung
nicht ausdrücklich unterſagt ; ſie kann aber nur

zugelaſſen werden , wenn durch ſie die betreffenden

Einlagen ihrer natürlichen Kontrolle , derjenigem

durch den Einleger ſelbſt , nicht entzogen und die

Aufſichtsbehörden bei ihren Erhebungen über die

Richtigkeit einzelner Einlageguthaben ( § 11 Spar⸗

kaſſenrechnungsanweiſung ) in der Auswahl der in

den Bereich ihrer Erhebungen einzubeziehenden

Einlagepoſten nicht beſchränkt werden . Dies wird

nur dadurch zu erreichen ſein , daß dem Eigen —

tümer des Sparbuchs eine Beſcheinigung ausge —

ſtellt wird , welche die gleichen Einträge wie das

Sparbuch ſelbſt enthält und wie dieſes von dem

Rechner und Kontrolleur unterzeichnet iſt . Unter

allen Umſtänden iſt ferner darauf zu beſtehen ,

daß die Verwahrung der Sparbücher unter ge⸗

nauer Einhaltung der in §S 62 Sp . ⸗R. ⸗A. für die

Verwahrung der Urkunden gegebenen Vorſchriften

erfolgt .

Im Hinblick auf die mit dieſer Verwahrung

der Sparbücher eintretende erhöhte Haftung der

Sparkaſſen erſcheint es ferner geboten , daß die

näheren Beſtimmungen über die Hinterlegung der

Sparbücher bei der Sparkaſſe ( Vorausſetzung und

Art der Verwahrung , Form der dem Einleger

auszuſtellenden Hinterlegungsbeſcheinigung , Vor —

ausſetzung und Form der Rückgabe , Zuſammen⸗

ſetzung der etwa zu beſtellenden beſonderen Hinter⸗

legungskommiſſion uſw . ) in jedem einzelnen Fall

durch die Satzungen getroffen werden .

—
——

——

——
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Siegelung der Hypothekenbriefe . Ein Be⸗

zirksamt hat folgende Abhörbemerkung erlaſſen :

„ Ein Teil der Hypothekenbriefe ſind ſtatt mit

einem Siegel mit einem Farbdruckſtempel ver —

ſehen . Indem wir auf den Erlaß Gr . Juſtizmini⸗
ſteriums vom 25 . Oktober 1901 , Nr . 37191 —

Rechtspraxis 1902 , Seite 7 — hinweiſen , über

laſſen wir das weitere dem Verwaltungsrat . “

Der Verwaltungsrat hat ſich hierauf an das

Miniſterium mit der Bitte um eine Entſchließung
darüber gewendet , ob der Staat für etwaige Nach —

teile , welche aus der mangelhaften Siegelung ent

ſtehen können , die Zahlung übernimmt . Das

Miniſterium der Juſtiz , des Kultus und Unter —

richts hat hierauf mit Erlaß vom 23 . Februar

dieſes Jahres , Nr . 6093 , folgende Entſchließung

getroffen :

„ Die von der Sparkaſſe gewünſchte Entſchei⸗
dung zu geben , ſind wir nicht zuſtändig ; hierzu ſind ,
wie das Bezirksamt mit Recht hervorhebt , die

Gerichte berufen .

Solange die Sparkaſſe erſte im Grundbuch ein —

getragene Gläubigerin iſt und bleibt , kann die

Frage im allgemeinen verneint werden , da die

Sparkaſſe kaum in die Lage kommen wird , an der

Forderung ein Pfandrecht oder einen Nießbrauch

zu beſtellen . Auch in dieſem Falle wäre etwaigen

Nachteilen dadurch vorgebeugt , daß die Verpfän —

dung oder Nießbrauchbeſtellung in das Grundbuch

eingetragen wird .

Mißlichkeiten können dagegen entſtehen , wenn

der Hypothekenbrief in den Verkehr gelangt und

die Abtretungserklärungen , die ſonſtigen Erklä —

rungen , die eine Verfügung enthalten , oder die

ihnen gleichgeſtellten Rechtsvorgänge nicht zu einer

Eintragung in das Grundbuch führen . § s 1154 ,
1155 B. ⸗G. ⸗B. Hier beſteht die Gefahr , daß in

Ermangelung eines formgiltigen Hypothekenbriefs
eine Rechtsänderung außerhalb des Grundbuchs

wie § s 1154 und 1155 ſie ermöglichen will , nicht

eintritt . Da indeſſen die Sparkaſſen erſte Hypo —
theken als Anlagen ihrer flüſſigen Mittel , nicht

um damit Handel zu treßden , erwerben , ſo werden

ſolche Fälle für Sparkaſſen kaum praktiſch werden .

Wir faſſen unſere Ausführungen dahin zuſam⸗
men : Wenn die Sparkaſſe als Gläubigerin im

Grundbuch eingetragen iſt , entſteht aus einem

Formmangel des Hypothekenbriefes für ſie kein

Nachteil , da ſie auf Grund ihres in dem Grund —

buch eingetragenen Rechts jederzeit gegen Rück —

gabe des mangelhaften Briefs nach §S 67 G. - B. - O.

die Erteilung eines neuen verlangen kann .

In dieſem Zuſammenhang mag ſchon darauf

hingewieſen werden , ob es zweckmäßig iſt , doß
Sparkaſſen ſich Briefhypotheken ſtatt Buchhypo⸗
theken beſtellen laſſen . Wir beabſichtigen hierauf

bei anderer Gelegenheit zurückzukommen .

Den Erlaß vom 25 . Oktober 1901 werden wir

demnächſt im Juſtizminiſterialblatt in Erinnerung
bringen . “

VIIl . verſchiedenes .
Mosbach . Vor der Strafkammer kam der

Diebſtahl in der Eberbacher Stadtkaſſe ,

der ſich unlängſt ereignete , zur Verhandlung . Auf
der Anklagebank ſaß der 23jährige Metzger Fr .

Bauer aus Wachendorf unter der Anſchuldigung
am Mittag des 6. April dieſes Jahres in

Eberbach aus der dortigen Stadtkaſſe den Be —

trag von 2244 Mark entwendet zu haben . Bauer

war an dem fraglichen Tage in einer geſchäftlichen
Angelegenheit in Eberbach . Er wior im

Begriff , obgleich wenig vermöglich , eine Metzgerei

zu kaufen , und da mag ihm wohl der Gedanke

gekommen ſein , durch einen Handſtreich das zur

Anzahlung nötige Geld ſich aus ſtädtiſchen Mit —

teln zu verſchaffen . Die Gelegenheit war ihm

günſtig . Der Weg nach der Sparkaſſe ſtand ihm

offen . Er ſprengte zunächſt eine Schublade , fand
darin den Kaſſenſchlüſſel , mit dem er den Geld —

ſchrank öffnete . Er nahm 2244 Mark und einige

Pfennige , die er gerade vor ſich liegen ſah , an

ſich und kehrte dann nach Neckarelz zurück , wo er

es verſteckte . Das Gericht verurteilte Bauer zu

1 Jahr Zuchthaus und 3 Jahren Ehrverluſt .

Stetten a . k. M . Jüngſt fand eine Ge —

meindeverſammlung der Holzberechtigten ſtatt , be —

hufs Feſtſetzung des Bürgernutzens in

Folge der Abtretung der Waldungen und des Al —

mend . Bisher war der Holzbürgernutzen 5 Ster

Holz und 50 Normalwellen . Der Geldbetrag
wurde vom Gemeinderat auf 55 Mark ſeſtgeſetzt ,
von dem aber der Holzmacherlohn in Abzug
kommt . Die Vorlage wurde einſtimmig angenom —
men , trotzdem das Bedenken ausgeſprochen wurde ,

daß die Holzpreiſe ſpäter ſich höher ſtellen werden .
Der Beſchluß wurde auf 10 Jahre feſtgeſetzt . Mit

dieſen ausgeführten Maßnahmen der Gemeinde
wird die oftmals die Gemeinde aufregende Ange —

legenheit ihrem Schluß bald näher gehen . Die

ausführenden Organe hatten manchen harten

Straußlauszufechten und mußten ſich vieler Arbeit
und Mühe nebſt Verdruß unterziehen .

Lörrach . Der Gemeinderat hat ein Preis - ⸗
ausſchreiben erlaſſen zur Erlangung von

Entwürfen für einen Rathausneubau

hier . Beteiligen können ſich daran alle in Baden

anſäſſigen Architekten . Die Entwürfe ſind ſpäte⸗
ſtens am 10. Auguſt 1911 abzuliefern . An Preiſen
ſind ausgeſetzt 1700 M. , 1200 M. und 700 M.

Geeignet erſcheinende Entwürfe ſollen ferner für
je 300 M. angekauft werden . Preisrichter ſind

Bürgermeiſter Dr . Gugelmeier , Vorſitzender , Ge —

meinderat Egle , Bezirksbaukontrolleur Hoßner und

Stadtbaumeiſter Hembeck , ſämtliche in Lörrach ,

ferner Prof . Oſtendorf - Karlsruhe , Stadtbaumeiſter

Thoma - Freiburg und Architekt Rudolf Schmitt⸗

Freiburg . — Die Stadtgemeinde hat eine 4Proz .
Anleihe in Höhe von 1½ Millionen

an ein Konſortium vergeben , dem von badiſchen

Firmen das Bankhaus Veit L. Homburger - Karls⸗

ruhe , Fuld und Komp . in Pforzheim , ſowie die

Bank für Handel und Induſtrie in Darmſtadt
und die Baſeler Handelsbank in Baſel angehören .

In Burghauſen ( Bayern ) weiſt eine noch

nicht zum Abſchluß gelangte Reviſion der ſtädt .

Kaſſen ſeit den letzten drei Jahren Veruntreu⸗

ungen in Höhe von 12 000 Mark auf . Es wird

befürchtet , daß die Unterſchlagungen eine noch viel

größere Summe erreichen . Von einer ſtädtiſchen
Kaſſe fehlen ſeit 5 Jahren ſämtliche Belege . Auße . ⸗
dem geht das Gerücht um , daß von den Hoch —
waſſer⸗Unterſtützungen des Jahres 1899 der größte
Teil unterſchlagen wurde .
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In Berlin hat der in ſtädtiſchen Dienſten
ſtehende Landmeſſer Wölfer beim Frauenverein

zum Roten Kreuz für die Kolonien als Schatz⸗
meiſter Unterſchlagungen begangen , die ſich ins —

geſamt auf 271000 M. belaufen .

In Uuſedom bei Stettin hat ſich der Bürge⸗⸗

meiſter von ſeinem Anſtellungsorte entfernt . Nach⸗

dem er auf die Aufforderung der Regierung in

Stettin , ſich innerhalb 5 Tagen in Uſedom zur

Verfügung zu ſtellen , daſelbſt eingetroffen wac ,

wurde ihm eröffnet , daß er bis zur Erledigung des

gegen ihn eingeleiteten Disziplinarverfahrens mit

dem halben Gehalt ſuspendiert ſei .

Die Stadt Bayreuth wird die erſte bayriſche
Stadt ſein , die in ihrem ſtädtiſchen Bürodienſt die

ſogenannte ungeteilte Arbeitszeit l ( engliſche Ar⸗

beitszeit ) eingeführt hat . Der Magiſtrat hat be⸗

ſchloſſen , dem Antrage des bayr . Magiſtratsbe⸗
amtenverbandes ſtattzugeben und die ungeteilte

Arbeitszeit von 8 —3 Uhr in ſämtlichen ſtädtiſchen
Büro ' s vom 1. Mai ab einzuführen . Ausgenommen

ſind die techniſchen Betriebe ( Bauamt ) , Gas⸗ unid

Elettrizitätswerk , Krankenhaus , Schlachthof und

die Polizei .

Allgemeine wirtſchaftliche Lage im Jahre

1910 . Nach den Berichten der Banken und

Handelskammern zeigte das Jahr 1910 im All⸗

gemeinen eine Beſſerung der Geſchäftslage ,

allerdings nicht in dem zu Beginn des Jahres

erwarteten Umfange . Die Handelskammer Mann⸗

heim führt unter anderem aus : Dem geſteigerten

Umſatze ſteht vielfach ein entſprechender Nutzen

nicht gegenüber , da auch die Unkoſten infolge der

Erhöhung der Gehälter und Löhne ſowie durch

die neuerdings Handel und Induſtrie aufgebürde⸗

ten Laſten weſentlich geſtiegen ſind . Viel hat zu

der befriedigenderen wirtſchaftlichen Entwickelung

des Jahres zweifellos beigetragen die Erkenntnis ,

daß in unſerer Ausla ndspolitik die früher

oft vermißte Stetigkeit und Feſtigkeit ſich in hö⸗

herem Maße geltend macht , und daß wir mit

allen Staaten der Erde in freundſchaftlichen Be⸗

ziehungen ſtehen . Leider kann man mit gleicher

Befriedigung von unſern innerſtaatlichen

Verhältniſſen nicht ſprechen . Die fortgeſetzte

Beunruhigung durch die Geſetzgebung und Ver⸗

waltungspraxis , durch unſere Finanz⸗ , Verkehrs⸗ ,

Handels - und nicht zuletzt unſere Zollpolitik ſtehen

einer kräftig fortſchreitenden Entwickelung unſerer
wirtſchaftlichen Lage entgegen . Nur allmählich

haben ſich die neuerdings von der Steuergeſetz⸗

gebung betroffenen Erwerbszweige an die neuen

Verhältniſſe gewöhnt und zum Teil haben ſie die

Kriſe noch nicht überwunden . Groß iſt die Unzu⸗

friedenheit mit unſerer Sozialpolitik ; Be⸗

laſtung und Beläſtigung des Handels und der

Induſtrie wachſen fortgeſetzt .

Die Sozialpolitik ſucht vergebens einen Teil

der Schäden gut zu machen , die die Zoll⸗ und

Handelspolitik durch Verteuerung der Le —

bensmittel ꝛc. verurſacht .

Daß in der Verkehrspolitik die Rich⸗

tung nicht zum Siege gelange , welche die Frei⸗

heit des Verkehrs auf den natürlichen Waſſer⸗

ſtraßen durch Einführung von Schiffahrtsa b⸗

gaben beſeitigen will , iſt ſehnlichſt zu wünſchen .

Geldmarkt im Beſonderen .

Die badiſche Bank berichtet u. a . :

Im laufenden Jahr hat ſich in der Induſtrie
und im Handel eine , wenn auch langſame , ſo doch

andauernde Beſſerung gezeigt . Die Kreditanſprüche

ſind infolgedeſſen weſentlich gewachſen , die Waren⸗

umſätze ſind lebhafter und umfangreicher gewor⸗

den , und die Rückwirkung hieraus zeigt ſich ſo⸗

wohl am Geldmarkt , wie in der Entwickelung

des Bankgeſchäftes .

Am Geldmarkt ſind teils infolge der geſtei

gerten Kreditanſprüche der Geſchäftswelt , teils

auch unter dem Einfluß der noch immer recht

großen Anſprüche der Börſenſpekulation die Zins⸗

ſätze weſentlich höher geweſen als im Vorjahr und

zwar ſtellt ſich :

der durchſchnittliche Bankdiskont in den erſten

9 Monaten 1910 auf 4,3 Prozent gegen 3,92 Pro —

zent Jahresdurchſchnitt von 1909 ,

der durchſchnittliche Berliner Privatdiskont in

den erſten 9 Monaten 1910 auf 3,27 Prozent

gegen 2,87 Prozent Jahresdurchſchnitt von 1909 ,

der Diskontſatz der Reichsbank und der Pri⸗

vatnotenbanken betrug bis 20 . Januar 5 Prozent ,

bis 9. Februar 4½¼ Prozent , bis 25 . September

4 Prozent und dann 5 Prozent .

Unter dieſen Verhältniſſen ergaben die Wech⸗

ſel - und Lombardanlagen ſowie die ſeitens der

Banken im Kreditgeſchäft dargeliehenen Beträge

gegen das Vorjahr erhöhte Ergebniſſe . Anderer⸗

ſeits aber wirkte der teuere Geldmarkt ungünſtig

auf das Wertpapiergeſchäft ein , aus welchem

Grunde die Emiſſionstätigkeit gegen das Voridhr

an Umfang verlieren und die Erträgniſſe im Effek⸗

tengeſchäft zurückgehen mußten .

Das Effekten - Kommiſſionsgeſchäft war aller⸗

dings auch im laufenden Jahre recht lebhaft .

Durch die Aufwärtsbewegungen der Kurſe auf faſt

allen Gebieten des Wertpapierenmarktes angeregt ,

hat ſich das Intereſſe des privaten Kapitals mehr

und mehr den Wertpapieren , in erſter Linie den

Induſtriewerten zugewandt , infolgedeſſen

die Kurſe einer großen Anzahl von Induſtrie —

papieren ſich auf einem Stande zu halten ver —

mochten , den die tatſächlichen Verhältniſſe der

Wirtſchaftslage kaum genügend rechtfertigen dürf⸗

ten . Die Minderergebniſſe im Effektengeſchäft

dürften indes ihren Ausgleich durch erhöhte Zins⸗

einnahmen finden .

Die Süddeutſche Diskonto⸗Geſell⸗

ſchaft berichtet u. a . :

Wenn auch die hochgeſpannten Erwartungen ,

mit denen man vielfach in das laufende Geſchäfts⸗

jahr eingetreten iſt , ſich nicht erfüllt haben , ſo

kann es doch als ein ſolches ſtetiger und befrie⸗

digender Entwickelung bezeichnet werden . Iin

Gegenſatz zum Vorjahre bewegte ſich die inter⸗

nationale Politik in ſehr ruhigen Bahnen und

unſer Wirtſchaftsleben erfuhr von dieſer Seite keine

Beunruhigung .

Im Ganzen kann man das Erträgnis de ?

laufenden Jahres aus Zinſen und Wechſeln als

ein befriedigendes bezeichnen , denn der Reichs⸗

bankſatz ſtellte ſich im Durchſchnitt um zirka 0,43

Prozent , der Privatſatz um zirka 0,80 Prozent

—
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höher als im Vorjahre . Dabei waren die An —

ſprüche , welche Handel und Induſtrie an die

Banken geſtellt haben , während des ganzen Jah —

res recht anſehnlich .

Wenn ſo auch das Geſchäftsjahr 1910 für das

Bankgewerbe ein gutes war , darf doch nicht un —

erwähnt bleiben , welche ſchweren Schädigungen
die im vorigen Jahre durchgeführte Reichsfi⸗
nanzreform und die ganze Steuergeſetzgebung
der letzten Jahre , insbeſondere infolge der drücken —

den Stempellaſten , unſerem Gewerbe ge —

bracht haben .

Die Süddeutſche Bank berichtet u. a . :

Das Geſchäftsjahr 1910 verlief in normaler

befriedigender Weiſe . Ernſtere politiſche Störungen

ſind nicht zu verzeichnen . Die Beſſerung der in —

duſtriellen Lage machte weitere Fortſchritte . Auch
der Handel geſtaltete ſich lebhafter , dagegen liegt
das Terraingeſchäft ganz darnieder . Das

neue badiſche Verkehrsſteuergeſetz , die

Reichsſtempelabgaben und die fortwäh⸗
renden Belaſtungen und Beunruhigungen , welchen
die Hausbeſitzer und das Baugewerbe ausgeſetzt

ſind , hemmen jede Unternehmungsluſt .

Die Bankfür Handel und Induſtrie
berichtet u. a . :

Das Jahr 1910 iſt für die Banktätigkeit im

Allgemeinen günſtig verlaufen . Bei der anhal —
tenden Erſtarkung des deutſchen Wirtſchaftslebens
haben Handel und Induſtrie eine lebhaftere Tä⸗

tigkeit entfalten können und dadurch einen ge⸗
—. — Kreditbegehr zur Folge gehabt . Der

Druck der teilweiſe über die Grenze des Erträg —

lichen hinausgegangenen ſteuerlichen und ſozialen
Belaſtungen hindert aber einen größeren Auf —
ſchwung , insbeſondere auch die Errichtung neuer

Betriebe und treibt manche neu entſtehende Ge⸗

ſellſchaften in das Ausland , wo ſie in dieſer Be⸗

mit weit billigeren Faktoren zu rechnen

haben . Auch die eingeführten Stem Pel , zer⸗

ſchweren eine weitere Zunahme des Scheckver —
kehrs , deſſen Ausdehnung zur Erſparung barer

Geldmittel eine dringende wirtſchaftliche Notwen —

digkeit iſt .

Auf dem Gebiete der nicht notierten N

papiere und auf dem Lokalmarkte machte ſich

33 Geſchäft bemerkhar .

Die feſtverzinslichen
S
Staats⸗ u. Städte⸗

papiere ſind dagegen weiter vernachläſſigt und

weiſen gegenüber dem Voriahre wieder niedrigere
Kursſtände auf .

Der Jahresdurchſchnitt der Reichs⸗

bankdiskont ſätze betrug :

1 —

1895 : 3,14 1903 : 3,84
1896 : 3 . 66 1904 : 4,22
1897 : 3,80 1905 : 3,81
1898 : 4 . 27 1906 : 5,15
1899 : 5,04 1907 : 6,03
1900 : 5,33 1908 : 4 . 76
1901 : 4,10 1909 : 3,92
1902 : 3,32 1910 : 4,35

Ueber die Zentralabrechnungsſtelle
der Sparkaſſen führt die badiſche Bank

a. a. O. aus :

Seitens des badiſchen Sparkaſſenverbandes
ſind uns im Juli 1910 die Geſchäfte einer Zentral —

ahrechnungsſtelle der Sparkaſſen übertragen war

den und ſind , 8 veranlaßt , die meiſten

Sparkaſſen unſeres Landes mit uns in Geſchäfts —
verkehr getreten . In der turzen Zeit ihres Be⸗

ſtehens hat ſich dieſe Einrichtung bereits recht

befriedigend entwickelt , und wir zweifeln nicht da⸗

ran , daß ſich dieſelbe als ſegensreich für den Spar —
kaſſenverkehr erweiſen und dem Allgemeinwohl
dienen wird .

Dic Frankfurter Eigenheimgeſellſchaft in

Freiburg . In der letzten Bürgerausſchußſitzung
wurde nach langer Debatte eine ſtadträtliche Vor —

lage mit 49 gegen 37 Stimmen angenommen , die
den Vertrag der Stadt Freiburg mit der Frank

furter Eigenheim - Baugeſellſchaft ge⸗
nehmigt . Nach dieſem Vertrag tritt die Stadt Frei —

burg an die Frankfurter Geſellſchaft 109 000 Quad

ratmeter Gelände zwiſchen der Schwarzwaldſtraße
und der Dreiſam ab , von dem nach Abzug des
Geländes für Straßen , Plätze uſw . 80 000 Quad⸗
ratmeter für Bauplätze bleiben , welche zum Ein —

heitspreis von 25 M. für den Quadratmeter einen
Bruttoerlös von zwei Millionen Mark ergeben
würden , dem eine Ausgabe für Straßen , Kanali —

ſation uſw . von etwa 400 000 M. gegenüberſtehen ,
ſo daß ſich ein Reinerlös von 1600000 Mark
oder per Quadratmeter 20 M. ergeben würden

( der frühere Ankaufspreis ſtellt ſich im Durchſchnitt
auf 55 Pfg . für den Quadratmeter ) . Die Vorteile

der Eigenheim - BZaugeſellſch aft beſtehen in der Er⸗

leichterung des Ankaufs eines Einfamilienhauſes .
In dem Programm der Frankfurter Geſell —

ſchaft heißt es , „ daß ſie grundſätzlich auf jeden
Gewinn verzichte am Bauplatz , den ſie ſogar nicht
einmal ſelbſt erwerben , ſondern von vornherein

durch den Bauherrn kaufen laſſen will ; dagegen
verſuche ſie in großzügiger Weiſe und unter Ent⸗

faltung einer bedeutenden Reklame für den Mit⸗

telbeſitz geſunde Häuſer und Kleinvillen

zu erſtellen . Das Einfamilienhaus , höchſtens

Zweifamilienhaus , mit zugehörigem Hintergarten
und womöglich mit kinem Vorgärtchen ,
bilde den Hauptgegenſtand ihrer Bautätigkeit . Sie

leiſte für den Kaufſchilling dem Eigentümer gegen —
über die Bürgſchaft , verlange für ihren Bau nur
eine mäßige Anzahlung ( 15 Prozent ) und laſſe den

Reſt in Geſtalt einer 2. Hypothek , für die ſie zu
ſorgen habe , 10 Jahre unkündbar ſtehen . Es ſei

ihr Grundſatz , daß ſie ihre Arbeiten ausſchließlich
wenn ſie nicht durch Ringbildung zum Gegenteil

gezwungen werde , durch ortsangehörige Handwer —
ker ausführen laſſe und ſich ſoweit als möglich auch
einheimiſcher Architekten und Bauunternehmer be —

diene . “

Ehe der Stadtrat Freiburg die Vorlage an

436
Bürger ausſchuß geben ließ , hat er eine Kom⸗

miſſion mit techniſchem Beirat nach Frankfurt , dem

Sitz der Geſellſchaft , geſchickt , um ſich an Ort und

Stelle ſowohl über die Art der bisherigen Leiſt⸗

ungen , als auch über das allgemeine Urteil über

dieſelben perſönlich zu verläſſigen . Die Geſellſchaft
hat in Frankfurt bezw . in deſſen Umgebung unge⸗

fähr 140 Bauten in der kleinen und mittleren ,

Preislage erſtellt , die von der Kommiſſion und

deren Sachverſtändigen als ſolid ausgeführt aner⸗

kannt wurden .

Ign
der Begründung der ſtadträtlichen Vor —

lage führte Oberbürgermeiſter Dr . Winteren



u. a. aus , daß durch den Verkauf des Geländes

Millionen eingehen würden , mit denen das ganze

Theater bezahlt werden könne . Der Stadtrat habe ,

ſich alsbald nach Einleitung der Verhandlungen

mit der Frankfurter Geſellſchaft an die Freiburger

Architekten und Bauunternehmer gewandt und ſie

gebeten , die Sache ruhig und ſachlich zu prüfen

und ſich nicht in unnötige Aufregung hineinzurei⸗

ten . Man habe von dieſer Seite die Befürchtung

ausgeſprochen , daß den Freiburger Geſchäftsleuten

Konkurrenz gemacht werde , die Haupt⸗

ſache ſei aber doch , daß das Bauweſen belebt

und das Bauhandwerk , das ſeit Jahren dar

nieder liege , günſtige Gelegenheit für Arbeit er

halte . Man habe der Frankfurter Geſellſchaft Er —

ſchwerungen auferlegt , die den Einzelunternehmern

nicht gemacht werden .

In der Debatte wurde von verſchiedenen Red⸗

nern die Solidität und finanzielle Sicherheit der

Frankfurter Geſellſchaft angezweifelt . Ein Red⸗

ner meinte : „ Ohne Zweifel ſeien die Frankfurter

Herren den hieſig . Herren beim Vertragsabſchluſſe
über geweſen , ſie hätten ihre Vorteile zu ſichern

gewußt . Den Ausſchluß der freien Konkurrenz

werden ſich die Frankfurter Herren zunutze zu

machen wiſſen . Durch die Ablehnung der Vorlage

werde die Stadt vor der Lächerlichkeit bewahrt . “

Ein anderer Redner meinte : „ Es könne keine

Rede davon ſein , daß man es mit einer kapital⸗

kräftigen Geſellſchaft zu tun habe , ihr

Kapital betrage 350000 M. Der Vertrag wider

ſpreche in einzelnen Beſtimmungen den Rechten

des Bürgerausſchuſſes , ſowie auch den geſetzlichen
Beſtimmungen . Die Geſellſchaft wolle verdienen ,

aber wo ? Sie werde es bei den Käufenn heraus⸗

holen . Der Vertrag ſei unklar , unbeſtimmt : es ſei

kein Schaden , wenn wir die Vorlage zurückweiſen .
Wer nicht ein Einkommen von 8000 bis 10 000

Mark habe , könne ein ſolches Haus nicht erwerben . “

Trotz aller dieſer Bedenken wurde , wie ſchon
erwähnt , die Vorlage bei namentlicher Abſtim⸗

mung mit 49 gegen 37 Stimmen angenommen .

Reichsſtempelſteuner von Grundſtücksüber⸗

tragungen . Beurkundungen der Uebertragung des

Eigentums an Grundſtücken und der Uebertragung

von Berechtigungen , für welche die ſich auf Grund⸗

ſtücke beziehende Vorſchriften gelten , — Kauf⸗ ,

Tanſch - und andere Veräußerungsverträge — ſind

ſtempelſteuerpflichtig .

Die Stempelſteuer ſetzt ſich zuſammen aus der

eigentlichen Stempelabgabe nach Ziffer 11 des

Stempelſteuertarifs , und einem Zuſchlag nach § 69

des Zuwachsſteuergeſetzes .

Die Abgabe beträgt bis zum 30 . Juni 1914

einſchließlich des Zuſchlags /＋T/½e = 0 % /, des Kauf⸗
preiſes ; alſo bei einem Kaufpreis von 1000 Mark

gleich 6,66 M.

Nach dem 30 . Juni 1914 wird der Zuſch la g

vom Bundesrat einer Nachprüfung unterzogen ,

und , bei genügendem Ertrag der Zuwachsſteu er ,

für die folgenden drei Jahre herabgeſetzt .

Steuerpflichtig iſt der Erwerber des Grund —
ſtückes — Reichstagsdruckſache der 2. Seſſion

1909 —11 , Nr . 596 , Seite 84 —.

Von dieſer Abgabe ſind ohne Weiteres be —

freit : „ Verträge zwiſchen Teilnehmern einer

Erkſchaft zum Zwecke der Teilung derſelben , Ueber —

laſſungsverträge zwiſchen Eltern und Kindern , u.

unter Umſtänden die Abtretung der Rechte aus

einem Meiſtgebot , ſofern ein Gläubiger Meiſthie⸗

tender war , dem eine , durch ein geringeres Gebot

nicht , oder nicht völlig gedeckte Hypothek , Grund —

ſchuld oder Rentenſchuld zuſtand . Der letztge —

nannte Befreiungsgrund wird für Sparkaſſen in

Betracht kommen . “

Auf Antrag ſind befreit :

1. Erwerber , welche weder ein Einkommen

von 2000 M. verſteuern , noch den Grundſtücks⸗

handel gewerbsmäßig betreiben , unter gewiſſe ꝛ
Vorausſetzungen .

2. Eigentumsveränderungen , denen ſich oie

Beteiligten aus Gründen des öffentlichen Wohles

zu unterwerfen geſetzlich verpflichtet ſind . Dieſe
Befreiungsvorſchrift trat erſt mit dem 1. April

1911 in Kraft . Hiernach haben Gemeinden für

ihre Erwerbungen zum Bau von Straßen , Waſſer⸗

leitungen , Schulhäuſern und dergl . ſofern ſie einen

diesbezüglichen Antrag ſtellen , keine Stempelab —

gabe zu entrichten .

§SS 78 —90 Reichsſtempelgeſetz vom 15. Juli

1909 und N. 11 des dazugehörigen Tarifs R. ⸗

Gbl . Seite 839 , S8S 67 —71 Zuwachsſteuergeſetz vom

14. Februar 1911 , R. ⸗Gbl . Seite 33 .

uUmlagepflicht von Dienſtwohnungen . Schon

längere Zeit waren über den Beizug der D ienſt

wohngebäude der Staatsverwaltungen zur

Gemeindeſteuer verſchiedene Auffaſſungen ver⸗

treten worden . Um dieſe Frage zur Löſung zu

bringen , hatte die Stadtgemeinde Karlsruhe meh —

rere , dem Großh . Fiskus gehörende Dienſtwohnge —
bäude zur Gemeindeſteuer herangezogen . Nach dem

Vermögensſteuergeſetz ſind die dem badiſchen Staat

gehörigen und öffentlichen Zwecken dienenden Ge —

bäude nicht zur Staatsſteuer zu veranlagen und

danach auch nicht gemeindeſteuerpflichtig . Welche

Gebäude öffentlichen Zwecken dienen , erklärt das

Geſetz aber nicht . Dagegen kann nach den Voll

zugsvorſchriften zum Vermögensſteuergeſetz eine

Dienſtwohnung an und für ſich ſchon öffentlichen

Zwecken dienen , weil unter Umſtänden der Be —

amte behufs Ausübung ſeines Dienſtes an der

betreffenden Stelle auch wohnen muß . Nach dem

Sinn dieſer Beſtimmungen hat die Stadtgemeinde

fünf der Staatseiſenbahnverwaltung gehörige 2⸗

ſtöckige Wohngebäude , in denen ſich lediglich
Dienſtwohnungen von Weichenwärtern befinden ,

zur ſtädtiſchen Umlage beigezogen . Die dagegen

vom Großh . Fiskus erhobene Einſprache hat

der Bezirksrat abgewieſen , weil nach

ſeiner Auffaſſung den Weichenſtellern im vorlie⸗

genden Falle nicht erſt durch die Lage ihrer Woh —

nungen der Dienſt ermöglicht wird , die Beamten

vielmehr ebenſo gut in anderen , in der Nähe lie⸗

genden Häuſern wohnen könnten . Die Dienſtwohn⸗

gebäude erſcheinen danach umlagepflichtig .
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Können Kirchenſteuermittel zur Erbauung von

„ Konfirmanden⸗ und „ Gemeindeſälen “ verwen⸗

det werden ?

Zählt der erwähnte Aufwand zu den Koſten ,

die nach Artikel 13 des Geſetzes auch auf die

Kirchſpielsausmärker , Stiftungen und ſonſtigen
juriſtiſchen Perſonen umzulegen ſind ?

Ueber dieſe Frage hat ſich der evang . Ober —

kirchenrat in einem Einzelfall mit Schreiben vom ,

26 . April 1911 ausgeſprochen :

„ Der von der evangeliſchen Kirchengemeinde
X. zu erſtellende Gemeindeſaal ſoll in erſter Linie

zur Erteilung des Konfirmandenunterrichts be —

nützt werden . Infolge des ſtändigen Wachstums

der Schülerzahtl und des erweiterten Lehr —
plans der Volksſchule wird es immer ſchwieriger ,
den Konfirmandenunterricht in den Schulhäuſern

abhalten zu können . Das Bedürfnis nach beſondern

Konfirmandenſälen macht ſich daher in allen

größern ſtädtiſchen Kirchengemeinden wie auch in

zahlreichen Landgemeinden in erhöhtem Grad gel⸗

tend . In zweiter Reihe ſoll der Gemeindeſaal

zu Zwecken der Pflege der konfirmierten Juge id

verwendet werden .

In Artikel 2 des Ortskirchenſteuergeſetzes iſt
keine erſchöpfende Aufzählung alles deſſen gegeben ,

was zu den „örtlichen kirchlichen Bedürfgiſſen “ u

rechnen iſt . Es ſind nur diejenigen Gegenſtände

aufgeführt , die jedenfalls dazu zu zählen ſind ,

bezüglich deren man alſo jeden Zweifel nach der

Richtung ausſchließen wollte . Was als örtliches

kirchliches Bedürfnis außer den namentlich aufge⸗

führten Gegenſtänden noch in Betracht kommen

kann , iſt nach Lage des einzelnen Falles zu beuc⸗

teilen , wofür unſeres Erachtens in erſter Linie

die kirchlichen Behörden zuſtändig ſind . Daß die

Erbauung von Konfirmandenſälen , von Lokalen

zur Abhaltung von Wochengottesdienſten und

Bibelſtunden , von Räumen zur Sammlung der

konfirmierten Jugend ebenfalls als örtlich kirch⸗

liche Bedürfniſſe anzuſehen ſind , iſt außer Zweifel

und wird auch allſeits anerkannt .

Auch iſt noch nie beſtritten worden , daß die

Konfirmandenſäle zu den kirchlichen Bauten der

in Artikel 2 Abſatz 2 Ziffer 1 bezeichneten Art

gerechnet werden können , zumal ſie meiſt in den

Kirchen oder Pfarrhäuſern oder in Verbindung
mit dieſen — wie in vorliegendem Fall —erſtellt

werden . Der Aufwand für den Konfirmanden⸗

ſaal muß daher zu den Koſten gezählt werden ,

die nach Art . 13 des Ortskirchenſteuergeſetzes auch

auf die Kirchſpielausmärker , Stiftungen und ſon⸗

ſtigen juriſtiſchen Perſonen umzulegen ſind .

Wir bemerken dabei ausdrücklich , daß in den

meiſten Städten Badens , wie auch in vielen Land⸗

gemeinden die Baukoſten für Konfirmandenſäle in

der bezeichneten Art anſtandslos durch Ortskirchen⸗

ſteuer mit ſtaatlicher Genehmigung ſeitens der be⸗

treffenden Bezirksämter aufgebracht worden ſind . “

Anmerkung des Einſenders :

Der Anſicht des Oberkirchenrats kann zumteil

beigetreten werden , einwandfrei iſt ſie aber nicht .

Zu beſtreiten iſt , daß „ in erſter Linie die kirch⸗

lichen Behörden zuſtändig ſind “ zur Entſcheidung
darüber , ob dieſe Ausgaben zu denjenigen zähle . ,

die mit Hilfe der Staatsgewalt zwangsweiſe beige⸗

trieben werden . Die Staatsbehörden haben dabei⸗

nicht weniger mitzureden . Was die Beurteilung

der Frage ſelbſt anbelangt , ob der erwähnte Auf⸗
wand unter den geſetzlichen Begriff der „ örtlichen

Bedürfniſſe für die öffentliche Religionsübung “
fällt , ſo werden dabei allerdings die beſondeven

Verhältniſſe jeden Einzelfalls zu berückſichtigen
ſein , eine enge Umgrenzung göbt das Geſetz nicht ,

doch iſt auch eine zu weite Auslegung nicht an⸗

gängig . Wie eine beſonders koſtſpielige Ausſtat⸗

tung von Kirchen - und Pfarrhausbauten nicht

„ Bedürfnis “ iſt , deſſen Befriedigung zwangsweiſe
den Steuerpflichtigen aufzuerlegen iſt ( vergleiche
den Juſtizminiſterialerlaß vom 28 . Mai 1896 , Nr .

1157 ) , ebenſowenig iſt beiſpielsweiſe beim Vor⸗⸗

handenſein von Kirchen der Bau beſonderer „ Ge —

meindeſäle “ unbedingt als ſolches Bedürfnis zu

betrachten . Die vom Oberkirchenrat erwähnte r
Räume zur Sammlung der konfirmierten Jugend “

haben auch ſchon eine bedenkliche Aehnlichkeit mit

Lokalen für „ Jünglings - und Jungfrauenvereine “
die doch wohl nicht aus Kirchenſteuermitteln er⸗

ſtellt werden dürfen trotz der Beziehungen dieſer
Vereiné zum konfeſſionellen Gemeindeleben .

Wenn noch nie beſtritten worden iſt , daß die

Konfirn . andenfäle ( auch „ Gemeindeſäle “ ) zu den

kirchlichen Bauten der in Artikel 2 Abfatz 2 Zif⸗

fer 1 des Geſetzes bezeichneten Art ( „Pfarrkirchen
und Pfarrhäuſer “ ) gerechnet werden können , au

denen die Ausmärker uſw . mitzahlen müſſen , ſo iſt

das noch keine unbedingt maßgebende Auslegung .

Die Bezirksverwaltungsbehörden werden im All⸗

gemeinen den Kirchenvertretungen keine Schwierig⸗

keiten machen , ſolange nicht Einſprachen von an⸗

derer Seite erfolgen . Eine Unterſtützung ſeiner

Anſicht durch Erläuterungen zum Geſetz ( Regie⸗

rungsbegründung , Kammerberichte , miniſterielle

Anweiſungen an die Verwaltungsbehörden ) oder

verwaltungsgerichtliche Entſcheidungen iſt vom

Oberkirchenrat nicht nachgewieſen . Auch das iſt

wohl nicht ausſchlaggebend für die ſtrittige Frage ,

ob die Säle getrennt errichtet oder an das Pfarr⸗

haus angebaut werden .

Zu dem Schlußſatz der Ausführungen des Ober⸗
kirchenrats wird übrigens feſtgeſtellt :

Auf Ortskirchenſteuermittel wurden übernom —

men und die obengenannten Steuerpflichtigen zur

Deckung beigezogen :

In Karlsruhe die Koſten für „kirchliche
Gemeindehäuſer “ mit eingebautem Konfirmanden —

ſaal .

In Mannheim die Koſten für den Bau

von Sälen , die nur zur Konfirmandenunterrichts⸗
erteilung dienen , in Verbindung mit Kirchen — Ider !
Pfarrbausneubauten .

In Pforzheim jährliche Zuſchüſſe an evang .

kirchl . Bezirksvereine zum Zwecke der Mietung

von Räumlichkeiten , in denen gottesdienſtliche Eu⸗

bauung geboten werden kann . Ein Gemeindehaus

ſoll aus verfügbaren Stiftungsmitteln erbaut

werden .

In Freiburg wurde das evangeliſche Ge⸗

meindehaus , in welchem ſich das Gottesdienſtlokal
für die dritte Stadtpfarrei befindet , von dem ein⸗

getragenen Verein „ Evang . Gemeindehaus Frei —

burg “ erbaut u. die Baukoſten von dieſem Verein

beſtritten . Für die Benutzung des Gottesdienſt⸗
„„„„««*
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lokals werden jährliche Zuſchüſſe aus Ortskirchen⸗

ſteuermitteln gegeben . Außerdem iſt die Miete

für einen Saal zur Abhaltung von Wochengottes —

dienſten , Konfirmandenunterricht u. Chriſtenlehre
für den Stühlinger Pfarrbezirk ſeit 1907 alljähr⸗
lich aus Ortskirchenſteuermitteln beſtritten worden .

In Heidelberg werden die Konfirmanden⸗

( Gemeinde ) - Säle aus Mitteln des Lokalkirchen⸗

fends erbaut und unterhalten , Ortskirchenſteuern
alſo dafür nicht verwendet .

Beamten⸗Unfall und Regreßpflicht . Staats⸗

und Kommunalbeamte werden mit Befriedigung
von einem Urteil Kenntnis nehmen , welches das

Oberlandesgericht Hamm in einem Unfallprozeß
eines früheren Bureaugehilfen gegen die Straßen —

bahngeſellſchaft in Berlin gefällt hat . Er hatte da⸗

durch einen Unfall erlitten , daß er in Dortmund

mit einem Draht der Starkſtromleitung der

Straßenbahn in Berührung geraten war . Die Be —

klagte wurde durch rechtsträftige Entſcheidung ver —

urteilt , dem Kläger allen auf den Unfall zurück⸗

zuführenden Schaden zu erſetzen . Das Gericht er⸗

kannte , daß die Beklagte verpflichtet ſei , dem

Bureaugehilfen das Gehalt nebſt Wohnungsgeld —⸗

zuſchuß zu zahlen , welches er zu den verſchiedenen ,

Zeiten habe erwarten können , und ihn außerdem ,

für den Verluſt der Penſion entſchädigen müſſe . Auf
die beiderſeitige Berufung ſprach auch das Ober⸗

landesgericht Hamm dem Kläger neben einem Be⸗

trage von 5280 Mark eine Rente vom 1. April
1910 bis 1. April 1944 zu , die von 1800 Mark jähr⸗

lich allmählich auf 5300 M. jährlich ſteigt . Außer⸗

dem verurteilte das Oberlandesgericht die Be⸗

klagte , dem Kläger vom 1. April 1944 an bis zu

ſeinem Tode alljährlich 3975 M. zu zahlen . Dieſe
durchaus gerechtfertigte Entſcheidung wird , wie be⸗

merkt , den Beamten gewiß zuſagen und ihnen bei

Unfällen ein angenehmer Troſt ſein .

Die Berechnung der Auflagen auf die Bür⸗

gernutzungen u. dicVoranſchlagsanweiſung .

Nach § 2ſe der neuen Voranſchlagsanweiſung
von 1910 iſt nun in der Bürgergenußauflageberech⸗
nung auch anzugeben :

„ der der Auflage unterliegende Wertanſcheag
der Nutzungen Keinwert abzüglich Freitei ) für

ein Los jeder Klaſſe und im Ga

Dieſe neue Vorſchrift iſt in dem Muſter Bei⸗

lage VII der Muſer ' ſchen Ausgabe der Voran⸗
ſchlagsanweiſung nicht berückſichtigt. Es empfiehlt
ſich , dort eine handſchriftliche Ergänzung hierwegen

beizufügen .

Feſtſetzung des kirchlichen Einkommenſtener⸗
fußes . Der Großherzog hat die ſtaatliche Ge⸗
nehmigung dazu erteilt , daß der Steuerfuß für

die allgemeine kirchliche E inkommenſteucc

für die evang . K irche in den Jahren 1911

bis mit 1914 auf 7,6 Pfg . und für die kath .

Kirche im Jahr 1911 auf 7 Pfg . von RN

ſtaatlichem Einkommenſteuerſatz feſtgeſetzt werde .

Die Verſteigerung eines Gemeindeamtes
an den Wenigſtnehmenden . In R . ( Heſſen ) legte
der Gemeinderechner mit Rückſicht auf ſein hohes

Alter ( 80 Jahre ) das Amt nieder . Mehrere Bürger

meldeten ſich und verlangten 200 Mark . Das

Kreisamt ſollte entſcheiden , lehnte dies aber ab .

Im Wege der Verſteigerung erhielt ſchließlich ein

Bürger für 43 Mark den Zuſchlag , während der

Gehalt des alten Rechners 500 Mark betragen

hatte . Der neue Rechner mußte die Bedingung

eingehen , daß er in den erſten fünf Jahren keinen

Antrag auf Gehaltserhöhung einbringen dücfe .

( Bei uns in Baden wäre dieſe Art der Stellen⸗
vergebung ſtaatlicherſeits zweifellos nicht geduldet

worden ) .

Falſches Geld . An der badiſch⸗- ſchweizeriſchen
Grenze kurſieren zurzeit falſche italieniſche und

franzöſiſche Fünffrankenſtücke . Die Falſifi⸗
kate ſind gut nachgemacht , aber im Gewicht zu

leicht , auch ſind ſie am Klange erkenntlich .

Falſche Banknoten . Die Sicherheitsbehörden

fahnden in Baden - Baden auf einen Ausländer

anſcheinend Engländer oder Amerikaner , der falſche

engliſche Banknoten ausgegeben hat und dadurch

einen Hotelier ſchädigte . Der Mann iſt in Be⸗

gleitung zweier Frauensperſonenn und verſteht es ,

ſehr elegant aufzutreten . Die drei reiſen im Au⸗

tomobil und ſollen ſich nach dem Schwarzwald

gewendet haben . Ihr ziemlich umfangreiches Ge —

päck, das ſie ſich nachſenden ließen , ſoll auf tele⸗

graphiſche Weiſung hin von der Polizei mit Be —

ſchlag belegt worden ſein .

Falſche Zehnmarkſtücke . Es ſind wieder

falſche Zehnmarkſtücke im Umlauf . Sie

tragen Kopf und Umſchrift des Königs Otto von

Bayern , das Münzzeichen D und die Jahreszahl
1890 . Die Nachahmung iſt gut und die Falſch⸗

ſtücke ſind nur ſchwer von echten Stücten zu

unterſcheiden . Als Erkennungsmerkmale fällt nur

die etwas blaſſe Farbe und das leichtere Gewicht

der falſchen Geldſtücke auf .

Falſche Tauſendmarkſcheine . Wie die ober⸗

ſte Poſtbehörde den Poſtſtellen in einem Rund⸗

ſchreiben mitteilt , ſind wieder falſche Tauſend⸗

markſcheine im Umlauf . Beſonders wird darauf
hingewieſen , daß die gefälſchten Scheine ſämtlich
die Nummer 272 921 A tragen und dunkler als

die echten Scheine ſind . Die Unterſchriften in den

falſchen Scheinen ſind unleſerlich und die Zeich⸗
nungen auf der Rückſeite mangelhaft ausgeführt .

Rechnungsimpreſien mit Vordruck

und zwar von § 1 bis § 45 Einnahmen und Aus⸗

gaben .
Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht

nur viel Zeit , ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die

Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion . Sie ſind

darum mit Recht beſtens empfohlen .

Vonndorfer Buchdruckerei , Spachholz & Ehrath .
Vonndorf ( Schwarzwald ) .
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Wer eine neue Gemeinderegiſtratur anzulegen hat , verſäume nicht , ſich das in unſerm

Verlage erſchienene

Pandbuch für Gemeindebedmte
ein Leitfaden für das Regiſtraturweſen und die Verwaltung der Gemeinden , ſowie Muſter unſerer

Aktendecken ( Pdllien )
mit vorſeitig gedruckten Aufſchriften und rückſeitig mit erläuternden Bemerkungen verſehen ,

zukommen zu laſſen . Es wird damit eine ganz erhebliche Zeiterſparnis und bedeutende Erleichte⸗

rung erzielt , und ſomit Geld erſpart —
Der Verlag :

Bonndorfer Buchdruckerei Spachholz & Ehrath Bonndorf , Schwarzwald .
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Bülow - Pianiu0W - Flianino Kassenschränke

Ssehr gutes Instrument = Stahlpanzerschränke

fast neu ist mit Garantieschein sehr Tresors ( Bankgewölbe )
billig abzugeben bei 8 8 —

2
Erstklassige Ausführung

F . Siering , Mannheim , C. 8 Nr . 8 . eee

KAuf Wunsch Franko - Probesendung ohne Wilh . Weiss und Tresorbau Karlsruhe
Kaufverpflichtung . Abbildung frei .

Gr . Hoflieferant , Lieferant f. Banken , Behörden .

Wahlimpreſſen —
zu Gemeindewahlen —

nach der neuen Gemeindewahlordnung .
fabrikat erſten Ranges .

Ferner :
8 3 8 flle Stil - und Polzarten . Bequeme Teilzahlun

Formulare für Gemeindegerichte
9

und vergleichsbe hörden : Bei Barzahlung höchster Rabatt bis 30 „/o.

Franko - Hieierung , 14 Tage Probezeit , 10 Jahre ichrift-
A. Ordentliches Verfahren vor dem Gemeindegerichte

B. Mahnverfahren
liche Guranfie . Abbildungen und Offert . frei . Tau -

C. Arreſte und einſtweilige Verfügungen Sende Referenzen aus allen Kreisen , beionders aus

D. Verfahren vor der Vergleichsbehörde ( Sühneverhandlung ) HAmtsrepidentenkreisen.

in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten
E. Verfahren vor der Vergleichsbehörde ( Sühneverhandlung ) Fr . Siering , Mannbeim CSNr . 8

bei Beleidigungen und Körperverletzungengung zung bieferont des Verbandes .

empfehlen

Spackholz & Ehrath . Bonndorf .
9 U

Fur gefälligen Beachtung !

Um Portoauslagen und Umſtändlichkeiten zu vermeiden , wolle man ſich in allen auf die Veſtellung und

den Verſand der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenbeiten an die

Geſchäftsſtelle der Zeitſchrift für das Rechnungsweſen der Gemeinden ꝛc. in Vonndorf ( Schwarzw ) ,

in allen übrigen auf den Jnhalt der Zeitſchrift ſich beziehenden Angelegenheiten aber an die

Schriftleitung der Zeitſchrift für das Rechuungsweſen der Gemeinden elt . in Konflan ; ( Schützenſtr . 20 )

wenden . — An den Verlag in Lonndorf ſind auf die Zeitſchrift ſich beziehende Sendungen nicht zu bewirken .

Verlag und Redaktion : Der Amtsrevidenten⸗Verein für das Großherzogtum Baden , Geſchäftsſtelle in Bonndorf ,

Schriftleitung : Amtsreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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